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M
„Und wo künftig wir dem Schönen
Huldigen im Liedeston
Laß auch jeder deutsche Sohn
Deutschland hoch im Lied ertönen. *

Politischer Monatsbericht.

X Leipzig, Ende Juli.

Wenn wir es nicht schon seit lange gewußt hätten, — die letzten Wochen
würden uns darüber belehrt haben, deß es in Preußen keine wahrhaft con-
servative Partei, keine Vertreterin der historisch-conservativen Schule giebt.
Jahr aus und Jahr ein hat die Kreuzzeitung über den Mangel historischen
Sinns bei den Liberalen, über die Nivellirungs-, Centraliflrungs- und Unifor-
mirungsgelüste demokratischer Kreisrichter geklagt, ihre feudale Anhängerschaft für
die einzige Vertreterin geschichtlicher Provinzial- und Lokaleigenthümlichkeiten,
begründeterSonderrechteund organischer Entwickelungen ausgegeben, und das
Glück gerühmt, Männer dieser Richtung an der Spitze der Regierung zu seh?n.
Nichtsdestoweniger ist im letzten Monate eine Reihe Octroyirungen auf Un¬
kosten „historisch gewordener Eigenthümlichkeiten" und „wohlerworbenerRechte"
vollzogen worden, ohne daß die konservative Partei auch nur einen Finger
geregt hätte, um die aus ihrem Schooße hervorgegangene Regierung vor Maß'
regeln zu warnen, die der nationalen Sache am Vorabend neuer Wahlen un¬
säglichen Schaden gethan' und den Einfluß der particularistischen Opposition
entschieden gekräftigt haben. Nickt die Träger der historischen Schule und des
lokalen Selfgovernment, die Organe des „nivellirenden" Liberalismus sind
es gewesen, welche in Sachen der Ucberweisung des ehemals kurhessischen Landes«
Vermögens an die Generalstaatskasse zu Berlin für „wohlerworbene" Rechte ein¬
traten, bezüglich der Octroyirung der preußischen Gerichts- und Proceßordnung
por unnützer Uniformitätssucht warnten und auf die Nothwendigkeit hinwiesen,
die althessischen Stände als Vertreter der specialen und lokalen Interessen dieses
Landes beizubehalten. Fragen dieser Art ausschließlich nach ihrer juristischen



Seite, wie Probleme des abflracten Siaatsrechts behandeln und ohne jede
Rücksicht aus ihre historische Bedeutung und politische Wirkung nach der Scha¬
blone lösen — das heißt sicher weder „konservative", noch „große", sondern
lediglich büreaukratische Politik treiben und über den nächsten kleinen Zwecken
die ferneren großen Ziele vergessen und außer Augen setzen.

Die Einfügung der neu annectirten Provinzen in den preußischen Staat
ist sicher nicht anders als auf Kosten lokaler Annehmlichkeiten und Gewohn¬
heiten möglich und kann ohne Opfer nicht durchgeführt werden. Das Maß
dieser Opfer möglichst herabzudrücken und fürs Erste lieber auf eine Uniformität
zu verzichten, als diese auf Kosten der Gesundheit des Staatskörpers zu er¬
kaufen, wird aber ebenso durch die Rücksicht auf den gegenwärtigen preußischen,
wie durch das Interesse des künftigen deutschen Staats gefordert. Je größer
und ausgedehnter Preußen wird, desto näher liegt diesem Staate die Gefahr
des Uebercentralisirens, die durch die büreaukratische Organisation desselben
bereits iudicirt und zu deren Verminderung seit Mcnschengedenken nichts ge¬
schehen ist. Auf dem Wege der Centralisation und Nivcllirung provinzieller
Verschiedenheit mindestens nicht weiter zu gehen, wird aber im gegenwärtigen
Augenblick und angesichts der seit dem Sommer 1866 geschaffenen Situation
besonders nothwendig sein.

Es ist noch nicht vier Wochen her, daß die norddeutscheBundesverfassung
in Kraft getreten und schon hat sich bei verschiedenen Kleinstaaten des Bunde«
das Bedürfniß, oder richtiger gescigt die Nothwendigkeit eines engeren An¬
schlusses, eines wenigstens theilwcisen Aufgehens in den preußischen Großstaat
geltend gemacht. Dem Beispiel Waldccks werden in einer nicht allzufernen
Zukunft wahrscheinlich die thüringenschen und andere Bundesländer folgen
müssen. Diesen Proceß zu erleichtern und möglichst viel Raum zu schaffen
für die einzelnen Provinzialindividualitäten ist ein Gebot der einfachsten Nüh-
lichkcitspolitik, das noch geschärft wird durch die Rücksicht auf den Süden, der
ohnehin geneigt ist, die Octroyirung eines großen bureaukratischen Apparats
für die unmittelbare Folge jeder Annäherung an Preußen zu halten. Ob und
in wie weit Octroyirungen wie die in Kurhessen beliebten dazu beitragen werden,
moralische Eroberungen zu machen und Eroberungen anderer Art zu erleichtern
und zu consolidiren, braucht nicht erst untersucht zu werden. Es bleibt uns
vielmehr allein übrig die Hoffnung auszusprechen, die verspätete Eingabe der
ehemals kurhessischcn Stände werde wenigstens nachträglich ihre Wirkung thun
und jener Maßnahme, durch welche die Negierung sich die einflußreichsten und
besten ihrer liberalen Anhänger in den neuen Provinzen am entschiedensten
entfremdet hat, die Spijze abbrechen. Erwarten läßt sich ferner, die eben
gemachten Erfahrungen würden der für Hannover noch bevorstehenden Reorga¬
nisationsarbeit zu Gute kommen und den Einfluß dessen und derer stärken, die
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von der nothwendigen Einheit des Staatsorganismus freiere Vorstellungen
haben, als die Grasen Eulenburg und zur Lippe.

Von der Rührigkeit, mit welcher Radicale und Particularisten aus den
letzten Octroyirungsacten der preußischen Negierung Capital geschlagen haben,
um laut zu verkünden, die preußische Politik sei bereits in eine Sackgasse
gerannt, in welcher sie umkommen muß, — von dieser legt jedes neue Zeitungs¬
blatt vollgiltiges Zeugniß ab. Was noch zu thun übrig blieb, um neues Holz
in das Feuer kleinstaatlichenund demokratischen Hasses gegen die Regierung zu wer¬
fen, hat aber die Devolvirung des twestenschen Proeesses an das Oberappellations-
gericht reichlich gethan. — Was das Justizministerium sich unter unklugen und un¬
nützen Gehässigkeitendieser Art denkt, welche Früchte es sich von der Verfolgung von
Männern verspricht, welche die Hauptstütze des Negierungsnnflusses bilden, das ist
nachgradc zu einem Räthsel geworden, für welches^esZnur eine Auflösung giebt:
(Zuos vult xtii-äertz ävMMwt. Freilich hilft diese Auflösung über die Schwie¬
rigkeiten der augenblicklichenSituation nicht hinaus und daß diese Schwierig¬
keiten von der bedenklichsten Art sind, dafür möchte» wir unter anderem das
Zcugniß der Kölnischen Zeitung anführen, der man Pessimismus und Ucbelwollcn
gegen die Regierung schwerlich vorwerfen wird und die es d och für nothwendig gehal¬
ten hat. die Aufmerksamkeitdes Grafen Bismarck auf die Hindernisse hinzulenken,
die seiner Politik durch das System bereitet würden, dem seine Kollegen in
innern Fragen folgten. Die in Kurhesscn begangenen Mißgriffe sind weder irre¬
parabel noch handelt es sich bei denselben um entscheidende Fragen crstcn Ranges-
Unsere gegenwärtige Lage ist aber gleichfalls von der Art, daß es nicht erst
großer Fehler bedarf, um sie zu einer unhaltbaren zu machen. Hat es doch
die Natur der klcinst.iatlichen Verhältnisse, in welchen unsere Generatio» auf¬
gewachsen ist. mit sich gebracht, daß die öffentliche Meinung ihr Urtheil nicht
sowohl danach bildet, wie in Fragen von weltgeschichtlicher Bedeutung, sondern
wie in den Prvvinzial- und Detailangelegenheiten verfahr,n wird, über welche
auch der Mittelmann Bescheid weiß und an welchen sein Herz vorzugsweise
hängt. Das Wachsthum der politischen Weisheit des Volks hält mit dem
seiner Zwecke nur sehr mühsam Schritt und grade in Deutschland wird es noch
lange dauern, ehe man darüber hinaus kommt, sein Urtheil über ein politisches
System nach andern wie Lokalkriterien zu bilden.

Die Wahlen zum nächsten Reichstage stehen so nahe bevor, daß man bei
jedem Ereigniß nach der Wirkung fragt, welche dasselbe auf die Stimmung der
Wähler ausüben wird. Die Aussichten sind nach den -letzten Ersahrungen für
die preußische Regierung aber eben so schlimm, wie für die nationalliberale Partei.
Es liegt die Annahme nahe, — und die Haltung verschiedener Parteiorgane
und Parteimänner bestätigt sie bereits — die Nationalliberalen würden durch
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möglichst scharfe Betonung der Fragen, in welchen sie mit der Regierung nicht
zusammengehen, auf die Wähler zu wirken suchen. Dieses Verfahren wird sich in¬
dessen nur sehr bedingungsweise empfehlen. Es wird vielmehr nothwendig sein, mit
allem Nachdruck und aller Energie an dem Bekenntniß festzuhalten, daß das
Ziel der nationalen Einigung auf dem Boden der gegebenen Bundesverfassung,
über alle andern Ziele geht und nicht davon abhängig gemacht werden kann,
ob es theuer oder wohlfeil erkauft wird. Lassen wir uns durch die Mißgriffe
der Negierung, welche die Trägerin der preußischen Politik ist, an dieser Politik
und an dem preußischen Staat auch nur für einen Augenblick irre machen, so
zeigen wir damit ein Mißtrauen gegen uns selbst, das zunächst uns selbst Scha¬
den thut. Nur wenn wir uns selbst vertrauen, vertrauen uns auch die „andern
Seelen" und die Geschichte des preußischen Staats hat es mehr wie ein Mal
bewiesen, daß derselbe mehr Lebenskraft und Gesundheit einzusetzen hat als jeder
andere deutsche Staat, mag dessen Regierung noch so viel Vorzüge auszuweisen
gehabt haben. Der Muth der Neberzeugung ist das erste Erforderniß einer
lebenskräftigen Partei und dieser wird im gegebenen Zeitpunkt mit besonderem
Nachdruck gefordert werden.

Ernst und sorgenvoll war die Lage schon vor zwei Monaten und trotz des
Abschlusses derZollconvention mi! dem Süden hat sie sich inzwischennicht gebessert.
Wie sichs nicht anders erwarten ließ, ist der Nachgiebigkeit, welche Bayern und
Württemberg in der Zollangelegenheit bewiesen haben, eine gcwisse Reaction zu
Gunsten ultramontaner und particularistisher Einflüsse zeitweise gefolgt. Nachdem
die Leute durch die Verständigung mit Preußen ihre materiellen Interessen in
Sicherheit gebracht haben, glauben sie zeigen zu müssen, daß sie nicht minder
selbständig und sclbstvertraueud wie zuvor seien und triumphirend verkündet der
Stuttgarter Beobachter bereits, die Aera der Demüthigungen für den Süden
habe ihr Ende erreicht und von weiteren „Concessionen" an Preußen könne
(wie der König dem Kaiser Napoleon höchstselbst versichert habe) nicht die Rede
sein. Aufrichtig genug mag diese patriotische Versicherung gemeint gewesen sein,
durch die Thatsachen wird sie dennoch Lügen gestraft. Wenn auch auf die neu¬
lich verkündete Constituinuig einer süddeutschen Nationalpartci einstweilen noch
lein Gewicht zu legen ist. so viel steht fest, daß die Zunahme der Antipathien
gegen Preußen, die Schwaben und Bayern weder selbständiger noch einiger ge¬
macht hat und daß von der Bildung eines Südbundes jetzt ebensowenig die
Rede ist. wie im vorigen Herbst. Die Ratlosigkeit der Führer jener verschie¬
denen Volks- und Particularparlcien. die jenseit des Main ihr Spiel treiben,
ist vielmehr bei allem Wechsel der Verhältnisse, vor. während und nach Luxem¬
burg dieselbe geblieben. Für Preuße» ist durch die Nathlosigkeit des Südens
zwar nichts verloren, zunächst aber auch »och nichts gcwonnen und jenes „wir
können warten", mit dem man sich seiner Zeit bei uns tröstete, kann heule in
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München und Stuttgart ebensogut, — vielleicht sogar mit größerem Recht, wie
in Berlin wiederholt werden, d. h. das Provisorium ist für Preußen mindestens
ebenso unbequem wie für den Süden, weil es die freie Action hindert, deren
wir ganz besonders bedürfen.

Die Ueberzeugung, die Gewitterwolke, welche sich in Frankreich zusammen¬
zieht, werde zunächst auf Preußen entladen weiden, spielt in der Zurückhaltung
der süddeutschen Höfe die Hauptrolle; schon vor Jahresfrist hatten die Münchner
historisch-politischenBiälter gerathen, den Zeitpunkt eines preußisch-französischen
Zusammenstoßes abzuwarten, denn dieser sei der geeigneteste, „damit wir in
Berlin günstige Bedingungen bekommen". Diese Eventualität wird von den
Particularisten diesseits des Main ebenso eifrig und in noch frivolerer Weise
in Rechnung gezogen wie Von denen jenseit des deutschen Rubikon und alles was zu
Oestreich hält läßt sichs jetzt mit besondmn Eiser angelegen sein, die Gerüchte
von einer franzvsisch-italicnisch-östreichischen Älliance und einem dieser entgegen¬
stehenden russisch-preußischen Bünbniß zu cvlportircn, um an dasselbe Hoffnungen
einer neuen Lösung der deutscheu Frage im „volksthümlich-föderativen Sinne"
zu knüpfen und dem gemäß vor jeder Compromittiiung durch pieußensreundliche
Wahlen zu warnen. Als Dntle in dein demokratisch-particularistischenBunde
gegen die Regierung sind neuerdings die Polen aufgetreten, die zu eifriger
Betheiligung an der Wahlschlacht rüsten.

Einen heilsamen Gegendruck auf die Gemüther aller derer, die es in ihrer
Parteivcrblendung noch nicht bis zum Vaterlandsverrath gebracht haben, mnß
aber die Wendung ausüben, welche die Dinge in Frankreich genommen
haben. Ist die Reise Franz Josefs nach Paris auch so gut wie aufgegeben
und hat sich der sranzosenfrcundlicheEisec der Wiener auch wäh end der letzten
zwei Wochen wieder gelegt, so liegen die Gedanken an eine kriegerische Explosion
der französischen Gewitterschwüle doch näher als jemals. Emil OlUvier hat
im gesetzgebendenKörper das entscheidende Wort gesprochen, als er behauptete,
nur ein auswärtiger Krieg oder eine liberale innere Reform vermöchten dem
zweiten Kaiserreich auS der unhaltbaren Position zu helfen, in welche es ge¬
rathen ist. Die hcrbe Antwort, welche der Kaiser der tiörs-Partei durch den
an Rvuher gerichteten Brief ertheilt hat, zeigt deutlich, nach welcher Seite tie
napoleonische Wagschale neigt und es läßt sich nicht läugnen, daß d>e Ver¬
weigerung von Concessionen an Ollivier- und Latour-Dümoulinsche Ansprüche
im impenalistischen Sinne durchaus gerechtfertigt ist. Durch cin Ministerium
dieser Partei winde das Kaiserre ch sicher nichts gewinnen. Auch abgesehen
davon, daß die Rcactivirung Drouyns die nothwendige Folge einer Schwenkung
nach dieser Seite wäre, die Vcischlimmerung der Beziehungen zu Preußen also
doch mit in den Kauf genommen werden müßte, würde eine Ollivier-Latoursche
Regierung die inneren Bedrängnisse des Empire nicht auf die Dauer besser».
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Nur die Abneigung der Massen gegen das herrschende System giebt den An¬
griffen dieser Männer Gewicht, populär sind dieselben mindestens ebensowenig
wie Nouher. Duruy oder der Marquis Demvusticr und die Opposition der Favre,
Glaie-Bizoin und Thiels würde durch sie nicht entwaffnet, sondern nur verstärkt
und crmuthigt werden. Daß in Fragen der großen Politik und der Beziehungen
zu Deutschland die verschiedenen oppositionellen Fraktionen gleich schlecht berathen
seien, hat sich bei Gelegenheit der legten Debatte über die deutschen Verhältnisse
schlagend genug gezeigt und es bleibt eigentlich gar keine Möglichkeit auf dem
Gebiete der innern französischen Politik übrig, die noch Aussichten auf eine»
dauernden Fricden böte. Da ist es denn erklärlich genug, daß der Kaiser seine
alten Berather behält, mögen dieselben in der öffeinlichcn Meinung auch noch
so discrcdilirt sein. Jeder Tag scheint die Katastrophe zu beschleunigen: den
Niederlagen, welche Nouher in der Debatte über Mexiko erlitten, ist der ent-
wmdigende Duruy'Casscignac-Scandal so rasch gefolgt, daß sich die befangensten
Jinpecalisten dem Eindiuck der Nath- und Creditlosigkeit des kaiserlichen Cabinets
nicht mehr entziehen können. Von den Auökunftsmitlcln zur Ableitung der
öffentlichen Theilnahme, an denen der dritte Napoleon sonst unerschöpflich zu
sein schien, will keines mehr verfangen; weder hat der Besuch des Sultans
einen dauernden Effect zu mache» vermocht, noch ' ist das Wieöererscheinen
Victor Hugos oder die endlich auch vom Senat genehmigte Abschaffung der
Schuldhaft besonders beachtet worden. Seit der Besuch des östreichischen Kai¬
sers ausgegeben ist, werben die nach Paris gepilgerten Könige von Portugal,
Bayern und Württemberg kaum mehr bemerkt und über alle übrigen Eindrücke
behalten die die Oberhand, welche von dem Verblassen des kaiserlichen Sterns
herrühren. Die napoleoiusche Politik hat sich für die Franzosen so untrennbar
mit den preußischen Erfolgen in Deutschland identisicirt, daß das Sturnilaufen
auf die eine mit Angriffen auf die anderen zusammenfällt und daß ein pariser
Blatt die Unabhängigkeit seiner Gesinnung kaum noch besser documentiren

^tann, als drnch Declamalionen gegen die deutsche Vormacht und den Grasen
Bismcnck. Mit einer Kurzsichtigkeit und Befangenheit, welche selbst in Deutsch¬
land ihres Gleichen sucht, werden die inneren deutscheu Fragen nicht nach der
Bedeutung, welche sie für sich selbst, sondern ausschließlich darnach beurtheilt,
vb sie von Rücksichtaus Frankreich zeugen oder nicht. In diesem Sinne weiß
die Ncvue des deux mondcs von dem Abkommen in der Zollangclcgenheit weiter
nichts zu sagen, als daß dieselbe ebensowenig von einem Frankreich schuldigen
„mömr^ment" zeuge, wie die preußische Behandlung der »ordschlesivigschen
Grenzregulirung! Was würde Herr Forcade wohl dazu sagen, wenn man in
Berlin den gleichen Maßstab an die Behandlung französischer Interessen legte?
Genährt wird dieser Groll gegen den prenßischcn Premier übrigens durch die
Ueberzeugung, daß dieser in Florenz noch immcr ein Wort mitzureden hat und
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daß Frankreich durch den Sturz Ricasolis und die Wiedereinsetzung Ratrazzis
in den Besitz seines früheren italienischen Einflusses nicht wieder gelangt ist.
„Leite iväolente et subtile Italie" heißt es von diesem Staat, für dessen
Lobpreisung dem Organ der liberalen Bourgeoisie noch jüngst die nöthigen Kraft-
ausdrücke ausgingen. — Frankreichs Stellung zur orientalischen Frage scheint
weder durch den Besuch des Zaren noch den des Sultaus verändert worden zu
sein und bei der Zurückhaltung, die England beobachtet, ist es begreiflich, daß
der Kaiser den russischen Vorschlag zum Erlaß einer neuen Dringlichkeitsnote
wegen Candia nicht angenommen hat.

Indessen Franlreich mit seinen innern Nöthen, England mit seiner endlich
an das Oberhaus gelangten Reformbill beschäftigt ist, nehmen der russische
Einfluß im Orient und das russische Drängen nach einer Entscheidung über
denselben unaushciltlich zu. Zwar scheint das Petersburger Cabinct nach wie
vor nur mit inneren Fragen beschäftigt zu sein, aber die Behandlung, welche
diese erfahren, lassen durchsehen, daß dem nordischen Großstaat daran gelegen
ist, möglichst viel Mittel für eine freie Action in Händen zu haben.

Die neue Bahn, welche die russische Wirthschaftspolitik seit dem Beginn
dieses Jahres eingeschlagen Hai, involvirl einen so bedeutenden Fortschritt,
daß sie die Aufmerksamkeit des Westens in größerem Maß verdient, als sie ihr
bisher zu Theil geworden. Die Regierung bemüht sich nämlich, die Masse der
auf ihr ruhenden Verwaltungsgeschäfte zu vermindern und den Staat von der
Sorge für eine Anzahl Unternehmungen zu befreien, die dieser bisher zu seinem
Schaden auf eigene Rechnung betriev. Anfang Januar ordnete ein kaiserlicher
Ukas den Verkauf des größten Theils der zum Domaincngul gehörigen Bauer¬
höfe und die Auflösung der bezüglichen Verwaltungsstellen an, die nur in den
nichtrussischenProvinzen, in denen das Domanium ein Hebel des Regierung?-
einflusses ist, beibehalten wurden. Dieser Maßregel folgte der Verkauf der
rnssischen Besitzungen in Amerika, der von der nationalen Partei übrigens eben¬
so ungern gesehen wurde, wie die einige Monate später beschlossene Veräußerung
der moskau-petcrsbuiger Eisenbahn. Neuerdings hat die Regierung sich ent¬
schlossen, auch ihre Berg- und Hüttenwerke in private Hände übergehen zu lassen,
da die Erträge derselben, Dank der staatlichen Verwaltung, seit Jahrzehnten
nicht mehr zunahmen. Diese Maßregeln sind in mehrfacher Beziehung von
großer' Wichtigkeit. Einmal ist es Thätsache, daß die russische Regierung eine
unglückliche industrielle Unternehmerin ist und zweitens brackte es die Ueberlastung
der Centralverwaltung durch diese Unternehmungen mit sich, daß eine wirkliche Con-
trole der einzelnen Administrativnsbranchen kaum möglich war. Während im west¬
lichen Europa den einzelnen Fiincüonen des staatlichen Organismus entsprechende
Ströme privater Thätigkeit parallel laufen, um fordernd und anregend auf sie
einzuwirken, der Advocat dem Nichter. der große Industrielle dem Verwaltungs¬
beamten, der Privatgelehrtc dem Repräsentanten der Staatsbildungsanstalien
so zu sagen Concurrenz auf geistigem Gebiet macht, ist es in Rußland dic'Regierung
und immer wieder die Regierung, von der alle Thätigkeit ausgeht und erwartet
wird; es liegt darum auf der Hand, daß die Zuweisung einzelner Thätigkeils¬
zweige an private Unternehmer seit lange nothwendig war und von großem
Nutzen sein muß. Sehr viel wichtiger ist es aber noch, daß diese Veräußerungen
das Maß der disponiblen Mittel' wenigstens zeitweise beträchtlich erhöhen und
nöthigen Falls auch zu auswärtigen Äctionen verwandt werden können. So
lange'die 'Finanzverwaltung nicht gründlich umgestaltet wird, haben diese Aus¬
kunftsmittel allerdings einen blos Palliativen Charakter. Man tröstet sich in
Nußland gewöhnlich damit, daß die Entfesselung der nationalen Prvductions-
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kräfte schließlich auch den Staatsfinanzen zu Gute kommen müsse, übersieht
dabei aber, daß das Staats- und Voltsvermögen verschiedene Dinge sind, die
nur mittelbar auf einander Wirten. Allerdings sind im abgelaufenen Monate
nicht weniger als drei neue Eisenbahnen (Riga-Mttau, Mitau-Libau und Kowno-
Schaulen-Libau) allein in den Westprovinzen concessivnirt und verschiedene Bahn¬
strecken im Innern des Reichs (unter diesen die wichtige Linie Tiraspol-Bjäla)
dem Verkehr übergeben worden, — wie weit Nußland aber noch von einer
gesunden Finanzpolitik entfernt ist, hat sich durch die gleichzeitige Emission von
25 Millionen Papiergeld (angeblich zu Handelszwccken gegen bei der Bank
depouirte Schatzdons) und durch das zähe Festhalten an dem protectionistischen
Zolltauf bewiesen. Die vielbesprochene Revision desselben, zu welcher dieses
Mal die Theilnahme der Handelskammern der wichtigsten Plätze erbeten worden
ist, geschieht eingestandener Maßen in ploleclivniflischcm Sinne und die
neuerdings aus Petersburg gemeldete Entlassung des Fmcuizministers von Reu¬
tern, der durch den General Grcigh ersetzt werden soll, hat keineswegs die Be¬
deutung, welche ihr von der berliner Geschäftswelt zugeschrieben wird. War
Herr v. Reutern nicht Fachmann, so ist es der General Greigh, e>n ehemaliger
Gardeoffiz>e>.der im vorigen Sommer aus der Manne in die Finanzverwaltung
trat, »och sehr viel weniger und die Versicherung, derselbe sei ein „Vertrauens¬
mann" dir russischen Börsen und Finanzkreise, ist gradezu aus der Lust gegriffen.
Wenn der bisherige Finanzmirnster Rußlands wenig beliebt war, so rührte e>e
Unpopulärst tesselben weniger von den zahlreichen unglücklichen Unternehmungen
desselben, wie von gewissen sreihändlenschcn Neigungen her. die ihm von den
moskauer Protectionistcn nachgesagt wurden. Trotz der harten Schläge, welche
das russische Finanzwesen seit den letzten vier Jahren erfahren hat und welche
den Wechselcvurs wiederholt (z. B. wahrend des vorigen Sommers und beim
Beginn des luxemburger Haudels) bio zu 36 Proccut unter Pari herabdrückten,
ist die öffentliche Meinung übrigens noch immer sehr viel lebhafter mit Problemen des
nationalen Ehrgeizes beschäftigt, als mit wirthschaftlichenund finanziellen Fragen.
Durchblättert man die russischen Journale der letzten Wochen, so findet man,
daß nicht von diesen, sondern nur von äußern und innern Eroberungen die
Rede ist. Die (duich die Aufhebung des warschauer Administrationsrechts nahezu
voltendete) Assimilation Polens, die Russificirung Lithauens und der neuerdings
demselben Loose gewidmetenOstseeprovinzenLiv-,Est' und Kurland, die Eroberungen
in Buchara und vre orientalische Frage sind unausgesetzt auf der Tages¬
ordnung und werden immer wieder der öffentlichen Ausmelklamkett empfohlen.
Hat die Moskauer Zettung, das allmächtige Hauptorgan der Nationalpartci. in
einer Nummer nachgewiesen, daß Rußland noch vor seinen letzten Siegen bei
Samaikand um eine Million turtcstanischer Unterthanen und eine jährliche
Einnahme von 611,700 Rubel S. reicher geworden sei, so dcducirl sie in
ihrem nächsten Lcitariitel. daß neben dem Machtzuwachs im Osten der im Westen
(und die orientalische Fiage ist vom moskauer Standpunkte aus eine occidentale)
nicht vergessen werten dürse. Grade während dcr letzten Tage hat die Agitation
zu Gunsten eines energischen Einschreitens gegen die Psorctc und für die Can-
divten einen besondern Aufschwung genommen. „Für Frankreich," so heißt es
in einer der letzten Nun mein des moskauer Blattes, „ist die orientalische Frage
immer nur ein Mittel zum Zweck gewesen, seine Stellung zu den Dingen im
Orient hängt ven andern Combinationen ab und kann durch diese stets verän-
deit werden, während für Nußland alle übrigen europäischen
Fragen nur in soweit eine Bedeutung haben, als sie auf die
orientalische einwirken. Unsere Ziele im Orient können durch dieselbe
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niemals und unter keinen Umständen verändert werden." Nach einer ausführ¬
lichen Auseinandersetzung darüber, daß Frankreich bisher nur der Schleppträger
der britischen Politik'im Orient gewesen sei und gut thun würde, rechtzeitig
zu einer Verständigung mit Nußland einzulenken, heißt es a. a. O. weiter
zum Schluß: „Niemals waren die Auspicicn für die russische Politik so günstige
wie in diesem Augenblick, niemals hat Nußland eine so volle Freiheit des Han¬
delns besessen und so wenig eines Bundesgenossen bedurft. Darum darf kein
Augenblik der kostbaren Xnur allzu rasch verrinnenden Zeit verloren werden.
Europa ist zerspalten und Rußland hat einen Bundesgenossen, dessen Interessen
mit denen seiner eigenen Politik solidarisch verbunden' sind, auf den "es sicher
Mlen kann. Dieser Bundesgenosse ist die uns blutsverwandte Bevölkerung des
Ostens" u. s. w.

Zu der ..Blutsverwandtschaft" Nußlands gehören bekanntlich nicht nur die
türkischen Slawen, sondern auch die russischen Bewohner des östlichen Galizien.
unter denen die Bewegung zu Gunsten eines Anschlusses an Nußland täglich
wächst. Die Angabe östreichischer Blätter, daß mit Rücksicht auf diese Agita¬
tion ein russisches Armeecorps an der galizischen Grenze concentrirt werde,
trägt den Stempel der Unwahrscbcinlichkeit an der Stirn. Wegen einer Frucht,
die nur zu reifen braucht, um Rußland in den Schooß zu fallen, wird dieses
nicht zum Schwert greifen und aller Wahrscheinlichkeit nach wird die Periode
der Reife gleichzeitig in der Türkei und in Galizien eintreten und die Elbebung
des byzantinischen Kreuzes am Bosporus ihre Schatte» bis an die Karpathen
hinwerfen.

„Die politischen Fehler Oestreichs", so lautet die Ueberschrift eines in dem
neuesten Heft der Münchner histor.-polit. Blätter veröffentlichten Bortrags, den
ein badischcr Ultramontaner im April d. I. zu Freiburg gehalten. Ganz rich¬
tig wird darauf hingewiesen, daß das wiener Cabinct seit Z849 zweien Aufga¬
ben gleichzeitig nachgegangen sei, die einander stets im Wege gestanden, die
Ordnung der innern Verhältnisse und die Befestigung seines deutschenEinflusses,
der mit jenen doch immer ohne rechten Zusammenhang geblieben. Trotz des
Wechsels der Verhältnisse ist das der Hauptsache nach so geblieben. Die un¬
geheure Anstrengung, mit welcher man dem Reichstage immer neue reformato-
nsche Gesetze vorlegt und Discnsfionen über Ministerve'antwortlichkeit, über ein
neues Strafgesetz, über Abschaffung der Todesstrafe u. s. w. herbeiführt, sie
war ebenso auf eine Wirkung in Deutschland, wie auf eine Wiedergeburt des
inneren Staatslebens berechnet. In der Hauptsache, die zu thun war,
um einen großen moralischen Effect auf die großdeutschcn Freunde draußen
im Reich auszuüben, in der Concordatsangelegenheit, ist man aus Grün¬
den der innern. specifisch östreichischen Politik. d. h. aus Rücksicht aus den
Klerus, der nicht zum Aeußcrstcn gebracht werden duiftc. doch wieder einem
entschiedenen Handeln aus dem Wege gegangen, ob man gleich wissen konnte,
daß damit der beste Theil der neuen Errungenschaften aufs Spiel ge¬
setzt werde. — Auch seiner traditionellen Neigung, dem vorgesteckten*Ziele
auf dem entferntesten und schwierigsten Wege nachzugehen, ist das wiener Ca-
binet in der Neuzeit treu geblieben: der gcfürchtete Einfluß Nußlands wird in
Preußen, der Panslawismus durch Fehde» gcgen'das kieindeutschc Programm be¬
kämpft. Es macht einen gradezu drastischenEindruck, dem Eifer zuzusehen, mit
welchem die wiener Officiösen gegen die angeblich panslawiftischen Neigungm
der gouvernementalen preußischen Blätter zu Felde zieben; während man sich
einbildet, auf diese Weise zwei Fliegen mit einer Klappe zu schlagen, schlägt
Man doch in Wahrheit keine von beiden. Aber auch innerhalb Oestreichs selbst
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Wird, wie wir bereits neulich nachgewiesen haben, die panslawistisckeGefahr da
bekämpft, wo sie am wenigsten zu fürchten ist. Wichtiger als alle Umtriebe in
Galizien, alle revolutionären Manifestationen des „Slowo", des „Bajan" und
der übrigen Organe des Nuthencnthums werden von der wiener Regierung die
kindischen Demonstrationen jener proger Studenten genommen, welche in Pe¬
tersburg um die Errichtung einer ' „panslawistischeii" Universität petitionirt
haben. Ob diejenigen, welche das Gespenst einer solchen umvörÄtÄS nicht litters,-
i-um, sondern linguarum fürchte», sich wohl ein deutliches Bild von der Be¬
schaffenheit desselben gemacht und die Frage vorgelebt haben, was Nußland
dazu bewegen sollte den Mittelpunkt der panslawistischcnAgitation nach Warschau
zu verlegen und den polnischen Unabhängigkeitsgelüsten die Möglichkeitzu bieten,
bei den übrigen slawischen Stämmen Propaganda zu Gunsten der königlichen
Republik zu machen und mit den revolutuniäien Elementen der gcsammten
slawischen Welt Brüderschaft zu schließen? Es wäre nicht sowohl Oestreich, als,
Rußland selbst, dem aus einer warschauer Panslawistenuniversität Gefahren
erwachsen würden. Daß man sich nichtsdestoweniger in Wien gemäßigt gesehen
hat, gegen die prager Studenten, welche die Adresse wegen der slawischen Zu¬
kunftsuniversität nach Petersburg gesandt, strafrechtlich zu Verfahren, ist dem Ein¬
druck zuzuschreiben, den der moskauer Congreß den k. k. Staatsmännern den¬
noch gemacht hat.

So haben die abgelaufenen Juliwochen allenthalben die bereits vorhandene
Verwirrung der Verhältnisse und der Gemüther gesteigert und die Gegensätze
zugespitzt. Während man im deutschen Norden mißtrauisch über den Rhein
blickt und eines Ausbruchs der fianzöfischen Eifersucht gegeu das aufstrebende
Preußen gewärtig ist, sind es in Wien vorzugsweise die Gefahren aus Osten, die
man zu fürchten Grund hat. Gleich blind gegen die Eventualitäten, die von
beiden Seiten hereinbrechen können, ist aber der große deutsche Particularismus,
der nicht müde wird, in Deutschland gegen Preußen zu wühlen und von Oest¬
reich, das all seine Kräfte zusammennehmen muß. um sich im Osten den Rücken
zu decken, das Heil für die kleinstaatlich deutsche Politik zu erwarten. Den
Souveränetätsgelüsten der einzelnen Fürsten und Stämme zu Liebe sollen die
beiden Großstädten der europäischen Miite ihren natürlichen Aufgaben entfremdet
werden! Ein Unterschied ist freilich da: während Oestreich die Reminiscenzen
seiner deutschen Rolle von ehemals nicht los werden kann, immer wieder nach
Westen herül'erschielt und deshalb keinem deutlich bezeichneten Ziele der Zukunft
nachgeht, weiß Preußen sehr genau, was es zu thun hat und geht es, trotz
mannigfacher Fehltritte im Einzelnen, doch den richtigen Weg. Wer ihm auf
diesem Wege nicht folgen will, der kommt schließlich doch nur in Wien cm.

Berichtigungen:

I» der vorigen Nummer S. 3«i, Z. 6 v, u. muß es statt: apostolischen, „nachapostoli-
schen", S. 9? statt: Friedenapostel, „Hcidcnapostel"heißen.
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